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Erst aufbauen,  
dann aufholen 
Wenn 2019 der Solidarpakt II ausläuft, soll es keine 
Förderung mehr allein nach Himmelsrichtung ge
ben. Das wussten auch die ostdeutschen Länder
regierungschefs, als sie sich zu ihrer 44. Minister
präsidentenkonferenz trafen. Deshalb rückten sie 
am 6. April 2017 im sächsischen Bad Muskau ihre 
 „gemeinsame Erwartungshaltung“ in den Mittel
punkt, wie es Gastgeber Stanislaw Tillich (CDU), der 
sächsische Landeschef, formulierte: Wie soll die ge
samtdeutsche Strukturförderung nach 2020 ausse
hen? Denn dass sie nicht auf den Osten beschränkt 
sein wird, ist allen klar. So sagte MecklenburgVor
pommerns Ministerpräsident Erwin Sellering (SPD): 
„Wir setzen uns für eine Förderung strukturschwa
cher Regionen in ganz Deutschland ein.“ 

Dennoch waren sich die Ost
Ministerpräsidenten einig, dass 
auch künftig Geld vom Bund 
nach Ostdeutschland fließen 
müsse. Zwar seien 27 Jahre 
nach der Wiedervereinigung 
wesentliche Schritte zur An
näherung an den Westen er
reicht, hieß es aus Sachsen 
Anhalt. „Aber wir sind noch 
nicht da“, stellte ein Sprecher 
von Ministerpräsident Reiner 
Haseloff (CDU) fest. Priorität 
müsse der Breitbandausbau 
haben, damit auch ländliche 
Regionen an das schnelle Inter
net angeschlossen würden. 

Tillich ging noch weiter. Die ost
deutschen Länder, sagte er, 
bräuchten nach Auslaufen des 
Solidarpakts weiter „eine über
proportionale, akzentuierte und 
langfristige Förderung“. Auch 
die Europäische Union  solle den 
Wachstumskurs der ostdeut
schen Länder unterstützen und 
nicht abrupt be enden, „damit 
sie in ihrer schwierigen Sand
wichposition zwischen dem 
wohlhabenden Westen und 
den EUHöchstfördergebieten 
nicht zurückgeworfen werden“.

Und der Thüringer Regierungs
chef Bodo Ramelow (Linke) 
sagte mit Blick auf Lasten und 
Kosten der Energiewende, die
se müssten bundesweit fair 
verteilt und dürften nicht ein
zelnen Ländern wie Thüringen 
aufgebürdet werden. Gleich
falls auf der Tagesordnung sa
hen die ostdeutschen Minister
präsidenten Themen wie die 
„überregionale Erreichbarkeit“ 
Ostdeutschlands, was aus Sicht 
Stanislaw Tillichs stärkere Mit
spracherechte beim Ausbau der 
Schienenwege etwa nach Polen 
und Tschechien erfordert. Til
lich erinnerte die Bundesregie
rung auch an ihre Zusage, neu 
gegründete bundespolitische 
Institutionen im Osten anzusie
deln. Dies müsse künftig „bes
ser und konsequent eingehal
ten“ werden. Dasselbe gelte für 
EUBehörden, so die europäi
sche Pharmaziebehörde, eben
so wie für Firmensitze großer 
Unternehmen. Auch um die 
 Angleichung der Renten in Ost 
und West müsse es bei dem 
Treffen gehen und um eine 
bundeseinheitliche Regelung 
der Netzentgelte. Und schließ

lich müssten bei der Ausrich
tung der FußballEuropameis
terschaft 2024, um die sich 
Deutschland beworben hat, 
auch ostdeutsche Spielstätten 
berücksichtigt werden. Soweit 
die Wunschliste zu den Bera
tungsinhalten. Gastgeber Til
lich brachte es auf den Punkt. 
Der Aufbauprozess Ost sei ab
geschlossen, nun gehe es um 
den Aufholprozess. 

 < Extraschub für  
Innovationen 

In Bad Muskau, wo die ostdeut
schen Ministerpräsidenten im 
Neuen Schloss zunächst in in
terner Runde tagten und dann 
gemeinsam mit Bundeskanzle

 < Der Solidarpakt II … 

… von 2005 bis 2019 knüpft 
unmittelbar an den Solidar
pakt I an. Mit der Vereinba
rung aus dem Jahr 2001 wird 
die Finanzausstattung der 
neuen Länder und Berlins 
langfristig auf eine sichere 
Grundlage gestellt. Der Soli
darpakt ist Ausdruck der ge
meinsamen Überzeugung 
von Bund und Ländern, dass 
die ostdeutschen Länder 
eine langfristige und gesi
cherte Perspektive benöti
gen, und beweist die ge
samtstaatliche Solidarität. 
Der Solidarpakt trägt dazu 
bei, dass sich in Ostdeutsch
land eine selbsttragende 
Wirtschaft entwickeln kann. 
Von 2005 bis 2019 erhalten 
die neuen Länder und Berlin 
insgesamt 156 Milliarden 
Euro, wobei sich die Mittel 
jährlich vermindern. 
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rin Angela Merkel, kündigte 
Bundesbildungsministerin Jo
hanna Wanka (CDU) zudem ein 
spezielles Programm an. Es soll 
noch in diesem Jahr starten 
und steht unter dem Motto 
„Wandel durch Innovation in 
der Region“ (WIR). Damit sollen 
sogenannte strukturschwache 
Regionen in Ostdeutschland in 
ihrer Entwicklung gefördert 
werden. Ein offenes Investiti
onsklima soll geschaffen, stra
tegische Kooperationen von 
Hochschulen und Forschungs
einrichtungen mit kleinen und 
mittleren Unternehmen unter
stützt werden. Dafür vorgese
hen: 150 Millionen Euro in der 
Pilotphase bis zum Ende der 
 SolidarpaktIIFörderung 2019. 
Bis dahin soll das Geld zunächst 
nur in den Osten fließen, wo es 
weniger Forschungsinvestitio
nen vonseiten der Wirtschaft 
gibt, so Wanka. Der Bund will 
„thematische Anregungen“ ge
ben, die Regionen könnten aber 
auch selbst Themen setzen. Als 
mögliche Beispiele führte die 
Ministerin die hochwertige me
dizinische Versorgung auf dem 
Lande und den Strukturwandel 
in Bergbauregionen an. Auch 
die Stichworte Ressourceneffi
zienz, Ernährung und Landwirt
schaft, Attraktivität ländlicher 
Räume als Wohn und Arbeits
ort fielen. „Innovationsfähig
keit“, so sagte Wanka, „ist der 
Schlüssel für einen erfolgrei
chen Strukturwandel und für 
eine gute Zukunft. Wir geben 
der Innovationsförderung in 
Ostdeutschland jetzt einen zu
sätzlichen Schub und wollen 
das Programm ab 2020 für wei
tere Regionen in ganz Deutsch
land öffnen.“ 

Die Bundeskanzlerin, die kurz 
nach ihrer Amtsübernahme 
2005 versprochen hatte, ein
mal im Jahr an den Treffen der 
ostdeutschen Regierungschefs 
teilzunehmen, hat ihre Zusage 
bislang stets gehalten. So kam 
sie auch nach Bad Muskau, wo 
sie den OstLändern weitere 
Hilfen zusicherte –  auch nach 
dem Ende des Solidarpakts II. 
Es gebe seitens der Bundesre
gierung ein „grundsätzliches Ja 

zur Verlängerung und Erweite
rung von ganz spezifischen 
strukturellen Hilfen für die 
neuen Bundesländer“, sagte 
Merkel. Sie verwies darauf, 
dass dort die Wirtschaftskraft 
je Einwohner bei 73 Prozent 
des Westniveaus liege – also 
noch mehr als 25 Prozent zur 
Angleichung fehlten. Darauf 
müsse man mit besonderen 
Maßnahmen reagieren. Merkel 
hob als Beispiele eine gute In
frastruktur und die Versorgung 
mit schnellem Internet hervor. 

 < Energiewende und 
schnelles Internet 

Gleichfalls ins sächsische Bad 
Muskau kam die Ostbeauftrag
te der Bundesregierung. Iris 
Gleicke lobte: „Es ist gut, dass 
die Regierungschefs der ost
deutschen Länder unsere Eck
punkte für ein gesamtdeut
sches Fördersystem für die 
strukturschwachen Regionen 
in Ost und West unterstützen.“ 
Zugleich mahnte die SPDPoli
tikerin: „Wir dürfen damit aber 
nicht bis zum Auslaufen des 
Solidarpakts warten. Wir brau
chen schon vorher eine ge
samtdeutsche und gerechte 
Regionalpolitik, die die beson
deren Bedingungen im Osten 
berücksichtigt.“ In diesem Zu
sammenhang forderte Gleicke, 
die Gespräche zwischen dem 
Bund und den Ost und West
ländern über dieses Fördersys
tem „so bald wie möglich“ zu 
beginnen. 

Auch die Kosten der Energie
wende waren bei dem Treffen 
ein wichtiges Thema. Die ost
deutschen Regierungschefs 
machten klar, dass sie vom 
Bund Maßnahmen zur Redu
zierung und fairen Verteilung 
der Kosten erwarten. Wie Er
win Sellering, sein Amtskollege 
aus MecklenburgVorpom
mern, stellte auch Sachsen 
Anhalts Ministerpräsident 
 Reiner Haseloff fest: „Es kann 
nicht sein, dass die Länder, wel
che den vom Bund geforderten 
Ausbau der regenerativen 
Energien vorantreiben, dafür 
durch höhere Netzentgelte be

straft werden.“ Netzentgelte 
sind die Gebühren für die Nut
zung der Stromnetze des je
weiligen Netzbetreibers. Auch 
Investitionen in den Netzaus
bau, der vor allem für die Ener
giewende bedeutsam ist, spie
len dabei eine Rolle. Die Höhe 
der Netzentgelte variiert nach 
Region – in den Ostländern 
zahlen Verbraucher deutlich 
mehr als im Westen. 

Zu den Fragen des weiteren 
 Infrastrukturausbaus, die von 
den Ministerpräsidenten mit 
der Bundeskanzlerin erörtert 
wurden, gehörte auch die 
überregionale Erreichbarkeit. 
Auf der Pressekonferenz nach 
dem Treffen sprach Minister
präsident Tillich dieses Thema 
nochmals an. Für eine bessere 
Wirtschaftsentwicklung und 
mehr Ansiedlung von For
schung und Entwicklung in den 
Ostländern sei Erreichbarkeit 
der Orte dort sowie deren in
ternationale Anbindung unver
zichtbar, so Tillich. Merkel 
machte vor den Medienvertre
tern auf eine Frage nach förde
rungsbedürftigen Regionen 
auch im Westen klar: „Diejeni
gen, die in NordrheinWestfa
len als nicht so strukturstark 
gelten, würden in den neuen 
Ländern immer noch ziemlich 
an der Spitze stehen. Auch das 
muss man im Auge haben. 
Also: Die Programme werden 

schrittweise auf Gesamt
deutschland ausgedehnt.  
Aber das heißt im Gros dann 
immer noch, dass die neuen 
Länder die Inanspruchnehmer 
dieser Programme sind.“ 
 cok 

 < Die Teile des Solidarpakts II … 

… heißen Korb I und Korb II. Korb I: Der Bund weist den ostdeut
schen Ländern in diesem Zeitraum SonderbedarfsBundesergän
zungszuweisungen (SoBEZ) nach dem Finanzausgleichsgesetz in 
Höhe von rund 105 Milliarden Euro zu. Diese sollen dazu dienen, 
teilungsbedingte Rückstände bei der Infrastruktur zu beseitigen 
und die im Vergleich zur kommunalen Finanzkraft in den alten 
Ländern schwächere kommunale Finanzkraft auszugleichen. Korb 
II: Die neuen Länder und Berlin erhalten vom Bund rund 51 Milliar
den Euro sogenannte überproportionale Mittel, das heißt im Ver
gleich zu den alten Ländern verhältnismäßig mehr Mittel. Die Mit
tel des Korbs II sind ebenfalls rückläufig ausgestaltet. Die Mittel 
fließen in die Politikfelder Wirtschaft; Innovation, Forschung und 
Entwicklung; Verkehr; Wohnungs und Städtebau; EUStruktur
fonds; Altlasten und Standortsanierung; Sport. Die ostdeutschen 
Länder berichten einmal im Jahr mit den „Fortschrittsberichten 
Aufbau Ost“ über die Verwendung der Mittel und über ihre Fort
schritte bei der Schließung der Infrastrukturlücke. Neben den Bun
desleistungen erhalten die Länder auch EUStrukturfondsmittel, 
etwa zur Förderung von Wirtschaft und Infrastruktur. 
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7. Landesgewerkschaftstag des dbb mecklenburgvorpommern:

Dietmar Knecht wiedergewählt
Der dbb beamtenbund und tarifunion mecklenburgvorpommern wählte 
auf seinem 7. Landesgewerkschaftstag, der am 6. und 7. April in Staven
hagen stattfand, eine neue Landesleitung.

Dietmar Knecht wurde als 
 Landesvorsitzender wieder
gewählt. Der 49Jährige aus 
Parchim erhielt 98 Prozent  
der Stimmen der 98 stimm
berechtigten Delegierten.

Auch die fünf stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Brigitte 
Schroeder (Frauen und So
zialpolitik), Michael Blanck 
(Personalvertretungsrecht  
und Tarifrecht), Gerd Dümmel 
(Schatzmeister, Seniorenpoli
tik, Betriebsverfassungsrecht), 

Frank Höhne (Jugendpolitik) 
und Thomas Krupp (Dienst
recht, Versorgungsrecht) wur
den wiedergewählt. Die Lan
desleitung wertet dies als 
großen Vertrauensbeweis, der 
zeigt, dass die Delegierten die 
Arbeit der vergangenen fünf 
Jahre wertschätzen und sich 
eine Fortsetzung der bisher 
 geleisteten Arbeit wünschen.

Zu Beginn der Tagung richtete 
Innenstaatssekretär Thomas 
Lenz auch im Namen von In

nenminister Lorenz Caffier ein 
Grußwort an die Delegierten, 
in dem er dem dbb mv für sei
nen kontinuierlichen Einsatz 
für die Interessen der Beschäf
tigten des öffentlichen Diens
tes dankte und seine Rolle als 
Interessenvertretung gegen
über der Politik, aber auch der 
Öffentlichkeit unterstrich.

In einem Leitantrag bekräftig
ten die Delegierten des Ge
werkschaftstages die Forde
rung nach einer nachhaltigen 

Entwicklung eines attraktiven 
öffentlichen Dienstes in Meck
lenburgVorpommern, der als 
Standortfaktor dazu beiträgt, 
berufliche Entwicklungspers
pektiven zu bieten und der Ab
wanderung junger Menschen 
aus dem Land entgegenzuwir
ken. „Nicht nur in der Wirt
schaft werden das Personal 
und der Nachwuchs knapp, 
eine ähnliche Entwicklung wird 
auch der öffentliche Dienst bei 
Bund, Land und Kommunen in 
MecklenburgVorpommern 
nehmen, wenn nicht durch 
motivierende Arbeitsbedin
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 < Als Mitglied der dbb Bundesleitung nahm Astrid Hollmann, selbst erklär
ter „MecklenburgVorpommernFan“, an der Abendveranstaltung im 
Rahmen des Landesgewerkschaftstages teil.

 < Innenstaatssekretär Thomas 
Lenz würdigte in seinem Gruß
wort die Rolle des dbb mv als 
„Sprachrohr“ der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes des 
Landes.

 < Werner Gutknecht, langjähriger Vorsitzender des Regionalverbands Nord 
der Kommunikationsgewerkschaft DPVKOM, wurde vom dbb Landesvor
sitzenden aus dem Landeshauptvorstand verabschiedet.

 < Einstimmig wurde der alten Landesleitung Entlastung erteilt.
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gungen und angemessene 
p ersonelle Ausstattung ge
gengesteuert wird“, so der 
 wiedergewählte dbb Landes
vorsitzende.

Ein weiteres Thema des Leit
antrages war die Stärkung des 
Ehrenamtes, das für das Funk
tionieren der Gesellschaft un
abdingbar ist. Dazu gehören 
neben verbesserten Freistel
lungsregelungen auch die An
erkennung des notwendigen 
Arbeitsaufwands zum Beispiel 
für ehrenamtliche Richter und 
die Freistellung für gewerk
schaftspolitische Bildung. „Wir 
setzen uns dafür ein, dass alle 
Beschäftigten und Beamten 
passende Rahmenbedingun
gen vorfinden, um verstärkt 
ehrenamtlich tätig zu sein und 
der Vorbildfunktion des Staa
tes für eine funktionierende 
Bürgergesellschaft gerecht zu 
werden“, betonte Knecht. 

Weiter beschlossen die Dele
gierten eine Änderung der Sat
zung des dbb Landesbundes. 
Diese ermöglicht es künftig 
auch Einzelpersonen, die im 
öffentlichen Dienst oder in sei
nen privatisierten Dienstleis

tungsbereichen beschäftigt 
waren oder sind und für die 
keine dem dbb mv ange
schlossene Organisation be
steht, Mitglied im dbb mv zu 
werden. Diese Neuregelung 
richtet sich insbesondere an 

die Mitglieder des ehemaligen 
BRHLandesverbandes, der 
sich zum 30. Juni des vergan
genen Jahres aufgelöst hatte 
und die weiterhin ihre gewerk
schaftliche Heimat im dbb 
 sehen. 

 < Als Gast aus dem norddeutschen Nachbarland begrüßte der dbb mv den Landesvorsitzenden von Schleswig 
Holstein, Kai Tellkamp (vorne links).

 < Die Ehrenmedaille des dbb mv erhielten für ihr außerordentliches 
 Engagement im Interesse der Mitglieder des dbb mv: Olaf Knöpken 
(DPolG), Frank Höhne (DSTG), Udo Dannhauer (BTB), Ronald Braun, 
 Thomas Janson (beide VDStra) und Gerald Krause (komba) (von links).

 < Der Ehrenvorsitzende Hermann Warner gratuliert Dietmar Knecht zur 
überzeugenden Wiederwahl.
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vbba:

Landesgewerkschaftstag 2017 
In Salem am Kummerower See trafen sich 30 aktive Gewerkschaftsmit glieder der vbba – Gewerk
schaft Arbeit und Soziales vom 26. bis 28. März 2017 zu ihrem Landesgewerkschaftstag. Sie vertreten 
rund 1 000  Mitglieder der Landesgruppe Nord (SchleswigHolstein, Hamburg und Mecklenburg 
Vorpommern) in ihrer Fachgewerkschaft unter dem Dach des dbb, die ihr Hauptbetätigungsfeld in  
den Agenturen für Arbeit, JobCentern und bei den zugelassenen kommunalen Trägern haben.

Neben dem Rechenschaftsbe
richt der Landesvorsitzenden 
Agnes Ranke und der weiteren 
Mitglieder des Landesvorstan

des wurden neue Ziele für das 
laufende Jahr beschlossen. Zu 
Mitgliedern der neuen Landes
jugendvertretung wurden 

 Simone Woschoen und  Lucas 
Albracht gewählt. Als promi
nente Gäste begrüßten die 
 Delegierten Waldemar Dom

browski, Bundesvorsit zender 
der vbba – Gewerkschaft Arbeit 
und Soziales, und Dietmar 
Knecht, Landesvorsitzender des 
dbb mv. Knecht ging mit der 
Situation in den JobCentern 
und in der einzigen in Mecklen
burgVorpommern vorhande
nen Optionskommune hart ins 
Gericht: „Es ist ein Stück aus 
dem Tollhaus, wenn die Kolle
ginnen und Kollegen dort einen 
Personalrat wählen, aber auf
grund zweier Tarifrechte Ein
kommensunterschiede von bis 
zu 500 Euro hin nehmen müs
sen – und das für die gleiche 
Tätigkeit, mitunter sogar im 
gleichen Büro“, so Knecht. „Wir 
sollten allein aus Motivations
gründen nochmal den damali
gen Gesetzentwurf zum SBG II 
vornehmen und die darin ent
haltene einheitliche Tarifzu
ständigkeit thematisieren. Das 
durchzu setzen, erfordert im 
Umkehrschluss aber auch hohe 
 gewerkschaftliche Organisa
tionsgrade in den entspre
chenden Einrichtungen.“ 

< komba mv mit neuem Internetauftritt

„Mit der Freischaltung unserer neuen Homepage haben wir einen 
für uns ganz wichtigen Meilenstein der Mitgliederinformation er
reicht“, freut sich Gerald Krause, Landesvorsitzender der komba 
mv. „Viele unserer Mitglieder rufen unsere kombaSeiten per 
Handy auf. Diesem Nutzerverhalten sind wir gern entgegen
gekommen. Zugleich erleichtert die neue Software unserer 
 Geschäftsstelle das Einstellen aktueller Fotos und Berichte.  
Ein Blick auf unsere neue Homepage lohnt sich deshalb!“ 

In diesem Zusammenhang dankte Gerald Krause auch dem  
dbb bund: „Die Kolleginnen und Kollegen der Internetredaktion 
haben uns bei der Softwareumstellung stets mit großer Geduld 
und mit großer Umsicht begleitet. Allen Beteiligten ein ganz   
dickes Lob dafür!“

Schauen Sie doch einmal vorbei: www.kombamv.de
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VBE:

Angehende Lehrkräfte geschult
 Seit Beginn der Lehrerverbeamtungen im Jahr 2013 führt der Verband Bildung 
und Erziehung MecklenburgVorpommern (VBE MV) mit großem Erfolg Fort
bildungen zum Staatsrecht für verbeamtete Lehrerinnen und Lehrer durch. 

Große Resonanz mit fast 80 
Teilnehmern – nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass 

die Veranstaltung vom Netz
werk „Integration und Qualifi
zierung“ (IQMV) als Fortbil

dung anerkannt wird – fand 
auch die Veranstaltung am 
25. April in Rostock.  Dietmar 

Knecht, dbb Landesvorsitzen
der, hielt den Hauptvortrag 
zum Thema „Staatsrecht – 
Rechte und Pflichten als Be
amter“. Knecht: „Diese Veran
staltung findet mittlerweile 
zum siebenten Mal statt. Wir 
als dbb mv sind die Einzigen, 
die seit der Wende Lehrerver
beamtungen gefordert haben, 
da ist es für uns selbstver
ständlich, mit dieser notwen
digen Fortbildung für eine 
 Verbeamtung auf Lebenszeit 
einerseits die Kolleginnen und 
Kollegen und andererseits das 
Bildungsministerium zu unter
stützen.“

Ergänzt wurde das Angebot 
durch Vorträge von Spezialis
ten der Versicherungen DBV/
AXA und der Debeka zu Be
amtenrecht und Haftungs
fragen sowie zur Kranken
versicherung und Beihilfe. 
Zahlreiche Teilnehmer nutzten 
im Anschluss an die Vorträge 
die Möglichkeit der individuel
len Beratung. 

Philologenverband:

Neuer Landesvorstand
Am 1. April 2017 fand in der Bibliothek des Rosto
cker ChristophorusGymnasiums der Vertretertag 
des Philologenverbands MecklenburgVorpom
merns statt, auf dem unter anderem ein neuer 
Landesvorstand gewählt wurde. 

Als Vorsitzender wurde Jörg 
Seifert einstimmig im Amt be
stätigt. Weitere Vorstandsmit
glieder sind Carsten Hammer, 
Sylvia Wischnevski, Joachim 
Hesse, Ulrike Heiduck, Heike 
Kühn und Jörg Menzel.

Zu Gast beim öffentlichen Teil  
des Verbandstages war die 
 Bildungsministerin Mecklen

burgVorpommerns, Birgit 
Hesse. Sie unterstrich die Ab
sicht der Landesregierung, die 
kontinuierliche Bildungspolitik 
der Vorgängerregierung ohne 
wesentliche Strukturänderun
gen fortführen zu wollen. In 
einer Diskussion mit den Phi
lologen stand die Reform der 
Abiturprüfungsverordnung im 
Mittelpunkt. Die Ministerin 

brachte der bisherigen ver
trauensvollen Zusammenar
beit mit dem Philologenver
band ihre Wertschätzung zum 
Ausdruck. Der Verband be
kräftigte seine Forderungen 
an die Politik: Gymnasium ab 
Klasse 5, Möglichkeit des Abi
turs nach 13 Jahren und Sen
kung des bundesweit höchs
ten Wochenstundensolls der 
Lehrer von 27 Unterrichts
stunden pro Woche.

Im nicht öffentlichen Teil der 
Versammlung informierte  
der dbb Landesvorsitzende 
Dietmar Knecht über die Aus
wirkungen des Tarifabschlus

ses vom 16. Februar 2017 mit 
der Tarifgemeinschaft deut
scher Länder (TdL) insbeson
dere auf die Lehrerinnen und 
Lehrer an Gymnasien: „Ich 
freue mich sehr, dass es uns 
gemeinsam, auch mit Unter
stützung mit Streikenden aus 
dem Philologenverband, 
 gelungen ist, die Erfahrungs
stufe 6 zu tarifieren“, so 
Knecht, „sie bietet für die Ta
rifbeschäftigten ein echtes 
Äquivalent zu den verbeamte
ten Lehrkräften. Ziel muss es 
in den nächsten Tarifrunden 
sein, die prozentuale Höhe der 
Erfahrungsstufe 6 an das Ni
veau des TVöD anzupassen“. 
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Beamtenbesoldung:

Übertragung gesichert
Die Gespräche zur Umsetzung der Tarifeinigung für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes der Länder vom 17. Februar 2017 sind abgeschlossen. 
Die entsprechenden Eckpunkte wurden am 10. April 2017 von Finanzminis
ter Prof. Dr. Georg Unland, Nannette Seidler, Landesvorsitzende des SBB Be
amtenbund und Tarifunion Sachsen und Vertretern anderer Gewerkschaften 
unterzeichnet. 

Die getroffene Vereinbarung 
sieht vor, dass die Besoldung 
der Beamten, Richter und Ver
sorgungsempfänger des Frei
staates Sachsen – wie im Tarif
bereich – rückwirkend zum 
1. Januar 2017 um 2,0 Prozent 
und ab 1. Januar 2018 um wei
tere 2,35 Prozent linear erhöht 
wird. Die Anwärterbezüge wer
den um jeweils 35 Euro zum 
1. Januar in beiden Jahren an
gehoben.

Da die Tarifeinigung für die 
 Beschäftigten neben der vor
genannten linearen Erhöhung 
der Tabellenentgelte weitere 
Elemente enthält, verständig
ten sich die Gesprächsparteien 
zu deren Umsetzung in der Be
amtenbesoldung auf Folgen
des:

Beamte mit einem monatli
chen Grundgehalt von bis zu 
3 200 Euro erhalten unter Be
rücksichtigung einer etwaigen 
Teilzeitquote in 2017 eine Ein
malzahlung in Höhe von 100 
Euro. Versorgungsempfängern 
wird diese Einmalzahlung nach 
den jeweiligen Ruhegehalts 
und Anteilssätzen gewährt. Ab 
dem 1. Januar 2018 erhöht sich 
die Endstufe für alle Beamten 
und Richter zusätzlich um 1,12 
Prozent. Die Versorgungsbezü
ge werden entsprechend an
gehoben. Ab dem 1. Oktober 
2018 erhalten Beamte ab der 
Besoldungsgruppe A 9, Richter 
und Staatsanwälte nach in der 
Regel fünfjähriger Wartezeit in 
der Endstufe einen ruhegehalt
fähigen Zuschlag zu ihren 
Dienstbezügen in Höhe von 

1,03 Prozent. Bisher verbrachte 
Wartezeiten in den jeweiligen 
Besoldungsordnungen werden 
angerechnet. Vor dem 1. Okto
ber 2018 vorhandene Versor
gungsempfänger erhalten den 
Zuschlag ab dem 1. Januar 2020, 
sofern sie bei Ruhe stands ein
tritt die Endstufe bereits er
reicht hatten. Auf diese Weise 
wird eine Regelung für die Be
amten, Richter und Versor
gungsempfänger erreicht, die 
den Vorgaben des Bundesver
fassungsgerichtes entspricht.

Begleitend zu den Gesprächen 
mit dem Finanzminister gab es 
eine Verhandlungsgruppe mit 
Vertretern der Beamtengewerk
schaften im SBB, die die Ergeb
nisse der Gespräche bewerteten 
und inhaltlich unterstützten.

Cathleen Martin, Vorsitzende 
der Deutschen Polizeigewerk
schaft Sachsen (DPolG), äußert 
sich zum Ergebnis: „Dank toller 
gemeinschaftlicher Arbeit ha
ben wir ein optimales Ergebnis 
bei der Übernahme des Tarif
vertrages auf die Beamten er
zielt. Die Mitglieder der DPolG 
Sachsen sind zufrieden mit 
 dieser zukunftsträchtigen 
 Lösung.“

Reinhold Mähne, Vorsitzender 
der Deutschen SteuerGewerk
schaft Sachsen (DSTG), sagt 
hierzu: „Als Tarifbeschäftigter 
kann ich feststellen: Zeit, 
 inhalts und wirkungsgleiche 
Übertragung – es ist uns 
 gelungen!“

Steffen Hornig, Vorsitzender 
der Gewerkschaft Technik und 
Naturwissenschaft – Bund der 
Technischen Beamten und Ta
rifbeschäftigten Sachsen (BTB), 
äußert sich wie folgt: „Die aus
gearbeitete Vereinbarung wird 
vollumfänglich durch uns mit
getragen. In den vergangenen 
Jahren ist viel ,Porzellan‘ zer
schlagen worden. Heute arbei
ten wir hart daran, dass das 
verloren gegangene Vertrauen 
in unseren Finanzminister – 
immerhin zweimaliger Preis
träger des SBBNegativpreises 
– wiederhergestellt wird.“  

< Dirk Baumbach, 1. Vorsitzender des Lehrerverbandes Berufliche Schulen Sachsen e. V. (LVBS, rechts), und Jens 
 Weichelt, Landesvorsitzender des Sächsischen Lehrerverbandes (SLV) und stellvertretender Vorsitzender der dbb 
bundes tarifkommission bei der Streikaktion zur Einkommensrunde am 8. Februar 2017 am Postplatz in Dresden.
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< Glückwünsche

Der SBB Beamtenbund und 
Tarifunion Sachsen gratu
liert herzlich:

Uwe Meyer DVG
Gudrun Matschenz SLV

zur Berufung zu ehrenamt
lichen Richtern beim Sächsi
schen Landessozialgericht.

Lutz Serwuschok GdV

zur Berufung zum ehren
amtlichen Richter beim 
 Sozialgericht Chemnitz.
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Hauptversammlung SBB Frauenvertretung:

Frauen für Frauen –  
gemeinsam sind wir stark
Warum ist eine Frauenvertretung so wichtig? Wie baue ich eine Frauenvertretung auf?  
Wie kann ich etwas bewegen? Mit diesen und vielen anderen Themen beschäftigten sich  
die Delegierten zur diesjährigen Hauptversammlung der SBB Frauenvertretung am 10. April 2017.

Im öffentlichen Dienst in Sach
sen sind mehr Frauen als Män
ner beschäftigt. Und trotzdem 
haben wir in der Führungsebe
ne immer noch weniger Frauen 
als Männer. Warum ist das so? 
Es gibt viele Bereiche, in denen 
insbesondere Frauen eine Be
nachteiligung erfahren. Frauen
vertretungen setzen sich für 
die Belange der Frauen ein und 
sind ihr Sprachrohr. Frauen wol
len sich wohlfühlen und sich 
verwirklichen können – auch 
mit Familie. Die Sorgearbeit 
(Kindererziehung, Pflege Ange
höriger) wird in unserem Alltag 
überwiegend von Frauen aus
geführt. Nur langsam überneh
men auch Männer diesen Part 
in unserer Gesellschaft. Bis wir 
eine gute Vereinbarkeit der Sor
gearbeit mit dem Erwerbsleben 
und der damit einhergehenden 
Karriere erreicht haben, sind 
noch viele Schritte zu gehen. 
Unter der Vereinbarkeit von Fa
milie und Beruf verstehen wir 
unter anderem familienfreund
liche Arbeitszeiten, gute Kin
derbetreuung, mobiles und 
 flexibles Arbeiten, diskriminie
rungsfreies Fortkommen, zu
kunftsfähige Arbeits und Be
schäftigungsbedingungen und 
vieles mehr. 

Wir setzen uns auch für die 
Themen wie eine geschlechter
gerechte Alterssicherung, ge
schlechtersensible Haushalts
politik, Lohngerechtigkeit, 
Entgeltgleichheit ein. „Unsere 
Arbeit lebt von einem starken 
Netzwerk“, so Tanja Teich, Vor
sitzende der SBB Frauenvertre
tung. Gemeinsam mit Helene 
Wildfeuer, Vorsitzende der dbb 
bundesfrauenvertretung, dis

kutierten die Teilnehmerinnen 
die Möglichkeiten und Potenzi
ale einer Frauenvertretung und 
wie sie ein starkes Netzwerk 
aufbauen können. 

Neben Veranstaltungen und 
anderer Öffentlichkeitsarbeit 
informierte Teich im Geschäfts
bericht der SBB Frauenvertre
tung zum Arbeitsstand einzel
ner Themenschwerpunkte. 
Beim Thema diskriminierungs
freies Fortkommen stellte die 
Vorsitzende eine Broschüre des 
Bundesministeriums für Fami
lie, Senioren, Frauen und Ju

gend vor. „Dauerhaft ungleich 
– berufsspezifische Lebenser
werbseinkommen von Frauen 
und Männern in Deutschland“ 
zeigt, dass im Erwerbsverlauf 
eine geschlechterspezifische 
Schere existiert. „Betrachtet 
über das gesamte Erwerbsle
ben, verdienen Frauen weniger 
und müssen höhere Einkom
menseinbußen hinnehmen“, 
erläuterte Teich.

Einen kleinen Einblick zu aktu
ellen Themen des SBB vermit
telte KlausPeter Schölzke, 
stellvertretender Landesvorsit

zender des SBB. Er berichtete 
zu den aktuellen Tarifverhand
lungen und den Verhandlun
gen zur Übertragung auf die 
Beamtinnen und Beamten, zur 
Personalentwicklung sowie zu 
Themen von Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf.

Zum Schluss der Tagung 
tauschten sich die Teilneh
merinnen über ihre Erfahrun
gen aus. Hierbei wurden insbe
sondere die Themen Telearbeit, 
Sicherheit am Arbeitsplatz, 
Frauen mit Behinderung und 
Pflege erörtert. 
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Aus den Mitgliedsgewerkschaften – DSTG:

Netzwerk höherer Dienst –  
gemeinsam erfolgreicher
Ein vom Arbeitskreis höherer Dienst (AKhD) in der DSTG Sachsen initiiertes 
 Seminar der dbb akademie fand am 21. und 22. März 2017 in Dresden statt.

Leiter Christian Holzhey stell
te den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern den Arbeitskreis 
höherer Dienst und seine 
 Mitglieder vor. Der Kreis 
 gründete sich, um zum einen 
die Interessen des höheren 
Dienstes in der DSTG Sachsen 
zu bündeln und zum anderen 
zum Ausdruck zu bringen, 
dass  alle in einem Boot sit
zen – egal in welcher Lauf
bahngruppe.

Im Ergebnis der vom Freistaat 
Sachsen eingesetzten Perso
nalkommission steht fest, 
dass bis 2030 über 51 Prozent 
der Bediensteten altersbe
dingt ausscheiden. Der Leiter 
der Kommission, Thomas 
Popp, Abteilungsleiter 1 der 
Sächsischen Staatskanzlei, 
 informierte die Seminarteil
nehmer über wesentliche In
halte. In der Finanzverwaltung 
sehe es im Vergleich mit ande
ren Ressorts bis 2030 diesbe
züglich noch ganz gut aus. Die 
hohen Altersabgänge werden 
hier später erfolgen.

Die Kommission empfiehlt un
ter anderem die Erarbeitung 
einer Konzeption „Ausbil
dungsoffensive“ und schlägt 
vor, dass man sich noch inten
siver um die Personalentwick
lung, das Gesundheits und 

Wissensmanagement küm
mern muss. 

DSTGChef Thomas Eigenthaler 
berichtete von seinen Erfah
rungen als „Netzwerker“. Er 
stellte heraus, dass das Fehlen 

von Interessenbündelung  
und Interessenvertretung  
die Gefahr von Interessensver
lust in sich berge. „Vergleiche 
und Kompromisse sind keine 
Selbstläufer, sondern beruhen 
auf dem Engagement und der 
gegenseitigen Unterstützung 
vieler Mitglieder“, so Eigentha
ler. Ein stärkeres Einbringen der 
Beschäftigten des höheren 
Dienstes ist ein Gewinn für das 
„Wir“ in der DSTG. Gerade in 
Zeiten knapper werdenden 
Personals, in denen das Ringen 
um Nachwuchs intensiver und 
das Überzeugen, bei der Stan
ge zu bleiben, wichtiger wird, 
sind Führungskräfte in den Fi
nanzämtern, die sich um ihre 
Mitarbeiter kümmern, diese 
fördern und unterstützen, 
 immer wichtiger. Ein gutes 
 Arbeitsklima braucht eine em
pathische Führungsebene und 
ist ebenso ein wichtiger Faktor 
bei der Berufswahl.

Reinhold Mähne, Landesvorsit
zender der DSTG Sachsen, infor
mierte über den Stand der Ver
handlungen zur Übernahme des 
Tarifergebnisses auf die Beam
ten und über weitere Themen 
der Arbeit im Landesverband. 

©
 D
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Aus den Mitgliedsgewerkschaften – LTÖD:

Mitgliederversammlung 2017 
Nach Görlitz im Jahr 2016 fand das jährliche Treffen der Mitglieder des 
 Landesverbandes der Tierärzte im öffentlichen Dienst (LTÖD) Sachsen e. V. 
am 31. April und 1. Mai 2017 im Norden Sachsens statt. 

Die bislang höchste Teilneh
merzahl ist ein Beleg für die 
hohe Attraktivität und Wert
schätzung dieser Veranstaltung 
sowie die fachliche Qualität  
des angebotenen Programms. 

Am ersten Tag war der LTÖD 
Sachsen zu Gast in den Räum
lichkeiten des Sächsischen Am
tes für Umwelt, Landwirtschaft 
und Geologie (LfULG) in Köl
litsch. Nach einer kurzen Begrü

ßung durch Dr. Michele Brauer, 
stellvertretende Amtsleiterin 
des Lebensmittelüberwa
chungs und  Veterinäramtes 
(LÜVA) Nordsachsen, und Toby 
Pintscher im Namen des LTÖD, 

erhielten die Teilnehmer durch 
Ondrej  Kunze, Leiter des Lehr 
und Versuchs gutes Köllitsch, 
einen Überblick über das breite 
Aufgabenspek trum dieses 
LfULGStandortes. Neben der 
landwirtschaftlichen Aus und 
Fortbildung im Bereich Acker
bau und Tierhaltung wird am 
Lehr und Versuchsgut als  dritte 
Säule angewandte  Forschung 
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betrieben. Dr. Roland Klemm, 
Referatsleiter Tierhaltung und 
Tierzucht, informierte über ak
tuelle Forschungen im Bereich 
Tierhaltung zum Thema „Tier
wohl“. Angesichts der immer 
wieder kontrovers geführten 
Debatten verschiedenster Inter
essengruppen und der Öffent
lichkeit um Definitionen, Kenn
zahlen und Kriterien eine für 
das öffentliche Veterinärwesen 
als zuständige Überwachungs

behörde aktuelle,  interessante 
und nicht ganz einfache Ar
beitsaufgabe. Wissenschaftli
che Ergebnisse von Studien zu 
Tierwohlindikatoren wurden 
vorgestellt. Bei  einem anschlie
ßenden Rundgang wurden die 
guten Aus und Fortbildungs
möglichkeiten einschließlich 
der Lehrkabinette im Bereich 
Ackerbau und Tierhaltung ein
gehend besichtigt. Beeindru
ckend war zudem die Aus

stellungshalle, in der aktu 
elle Stall und Landtechnik di
verser Hersteller zu Lehr und 
Demons trationszwecken ein
satzbereit aufgebaut war.

Annett Teige vom LÜVA Halle 
referierte anhand von prakti
schen Beispielen über Probleme, 
die durch die Umsetzung der 
seit Ende 2014 EUweit gelten
den Lebensmittelinformations
Verordnung (LMIV) vor Ort für 

die Überwachungsbehörde be
stehen. Die korrekte Kennzeich
nung von Lebensmitteln (unter 
anderem Inhalts und Zusatz
stoffe, Allergene) dient der In
formation und damit dem 
Schutz des Verbrauchers. Wi
dersprüchlichkeiten und damit 
Fallstricke für den Lebensmittel
unternehmer wie auch für die 
überwachende Behörde erge
ben sich insbesondere durch die 
nach wie vor fehlende Umset
zung in nationales Recht. 

Neben Informationen über die 
Aktivitäten des LTÖDVorstan
des im zurückliegenden Jahr 
wurde in der Mitgliederver
sammlung über neue Vorha
ben des LTÖD berichtet.

Den Organisatoren des LTÖD, 
dem LÜVA Nordsachsen, den 
Referenten sowie den Mitar
beitern des Lehr und Ver
suchsgutes Köllitzsch und  
dem Hauptgestüt Graditz sei 
an  dieser Stelle ganz herzlich 
für die gelungene Organisation 
des Treffens und die engagier
ten Mitwirkung an dieser er
folgreichen Veranstaltung 
 gedankt. 

Aus den Mitgliedsgewerkschaften – SSV:

Schulleitermangel  
prognostiziert
„Schulleitermangel in Sachsen droht“ – Darüber 
debattierten die Mitglieder auf der Jahresver
sammlung des Sächsischen Schulleitungsverban
des (SSV) der Grund, Förder und Oberschullei
tungen Sachsens am 24. März 2017 auf der 
Buchmesse in Leipzig. 

Der neu gewählte Vorstand 
mit Michael Ufert bemängelte, 
dass an den Schulen in Sach
sen immer mehr Stellvertreter 
und Schulleiter fehlen. Ebenso 
alarmierend sieht der Vor
stand die Tatsache, dass trotz 
größter Verantwortung, zum 
Beispiel bei der Einbindung der 

vielen Lehrer ohne Ausbildung 
und bei der Organisation von 
Inklusion, an Leitungszeit, Per
sonal und Räumen gespart 
wird. Alarmierend ist die Tat
sache, dass Schulleitungsmit
glieder nicht selten geringer 
eingruppiert werden als Lehrer 
an der Schule. 

Einigkeit herrschte bei der 
Frage, warum sollten sich jun
ge Leute bei diesen widrigen 
Umständen bewerben? Der 
Beruf Schulleiter muss attrak
tiver werden und die Arbeits
bedingungen müssen verbes
sert werden. Das machten  

die Mitglieder im Podiums
gespräch, Sabine Friedel, bil
dungspolitische Sprecherin 
der SPDFraktion im Landtag, 
und Thomas Rechentin, Ab
teilungsleiter im Sächsischen 
Staatsministerium für Kultus, 
deutlich.  

< Mitglieder des LTÖD bei der Besichtigung von Schloss Hartenfels in Torgau

©
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< SSVGeschäftsführer Steffen Wurm (Geschäftsführer) dankte Kerstin 
 Daniel für ihr Engagement als langjährige Vorsitzende des SSV.
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Reinhold Vieback (GDL) im Interview: 

Traumberuf Lokführer
dbb regionalmagazin:  
Herr Vieback, die Gewerk
schaft Deutscher Lokomotiv
führer (GDL) ist eine vergleichs
weise kleine, aber äußerst 
schlagkräftige Gewerkschaft. 
Sie sind in dieser Gewerkschaft 
nicht nur zahlendes Mitglied, 
sondern seit 21. März 2016 
auch Vorsitzender des GDL 
Bezirks Mitteldeutschland. 
Was bedeutet das Ehrenamt 
für Sie? 

Reinhold Vieback:  
Es ist schön, aber auch eine 
große Herausforderung, wenn 
man dieses Wahlamt innehat. 
Das Wichtigste sind die Mit
glieder. Deren Interessen zu 
vertreten, hierbei insbeson
dere zur Verbesserung der Ar
beits und Lebensbedingungen 
beizutragen, ist erste Pflicht 
eines Bezirksvorsitzenden.  
Und dafür stehen meine 
Mannschaft und ich ein.

dbb regionalmagazin:  
Wie ist die GDL im Bezirk, für 
den Sie verantwortlich sind, 
aufgestellt?

Reinhold Vieback:  
Seit der im September 2016 
durchgeführten Strukturre
form organisiert der Bezirk 
Mitteldeutschland die GDL
Mitglieder aus den Bundeslän
dern Sachsen und Sachsen 
Anhalt. Die über 4 000 

dbb Landesgewerkschaftstag:

Ladebeck bleibt Chef  
des Beamtenbundes
Der Landesvorsitzende des dbb beamtenbund 
und tarifunion sachsenanhalt, Wolfgang Lade
beck, ist für weitere fünf Jahre im Amt bestätigt 
worden. Am 25. April 2017 votierten auf dem Ge
werkschaftstag in Wernigerode (Landkreis Harz) 
109 von 110 Delegierten für den Schönebecker. 

Der 56Jährige ist seit Juni 
2014 Landesvorsitzender des 
Beamtenbundes. Seit 2003 war 
der verheiratete Familienvater 
(zwei erwachsene Kinder) stell
vertretender Landesvorsitzen
der des Beamtenbundes. 
Gleichzeitig ist Ladebeck seit 
2001 Landesvorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerk
schaft (DPolG). Der Polizeirat 
ist derzeit Personalratsvorsit
zender der Polizeidirektion 
SachsenAnhalt Nord und Mit
glied im Polizeihauptpersonal
rat der Landespolizei.

Zu seiner Wahl erklärte Lade
beck: „Ich danke den Delegier
ten sehr für das mir entgegen
gebrachte Vertrauen. Ich freue 
mich, den dbb in SachsenAn

halt für weitere fünf Jahre eh
renamtlich führen zu dürfen.“ 
Ladebeck kritisierte auf dem 
Gewerkschaftstag den Perso
nalnotstand im gesamten 
 öffentlichen Dienst überaus 
scharf. Das Ergebnis des radi
kalen Stellenabbaus in den ver
gangenen Jahren sei eine in 
weiten Teilen handlungsunfä
hige öffentliche Verwaltung: 
„Wir brauchen nicht nur mehr 
Lehrer und Polizisten, wir brau
chen dauerhaft mehr Personal 
in der Landesverwaltung, sonst 
kann die Daseinsvorsorge nicht 
mehr zeitnah gewährleistet 
werden und der Bürger muss 
warten. Wir erwarten von 
CDU, SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen eine Kurskorrektur in 
der Personalpolitik“, sagte La

debeck. Zudem beklagte er 
eine jahrelange verfehlte Ein
stellungspolitik besonders bei 
Fachkräften in der technischen 
Verwaltung.

Der dbb Landeschef konsta
tierte auch eine Perspektiv
losigkeit für viele Beamte, her
vorgerufen durch schlechte 
Aufstiegsmöglichkeiten, gerin
ge Beförderungschancen und 
im Bundesvergleich schlechte 
Bezahlung: „Wenn da keine 
Verbesserung erfolgt, werden 
junge Menschen statt in den 
öffentlichen Dienst in die Wirt
schaft gehen. Damit der öf
fentliche Dienst auch in Zeiten 
des Fachkräftemangels attrak
tiv bleibt, braucht er leistungs

gerechte, mit der Wirtschaft 
konkurrenzfähige Beschäfti
gungsbedingungen, und er 
braucht die Verlässlichkeit poli
tischer Zusagen“, so Ladebeck.

Die Landesleitung wurde  
durch den Ersten stellvertre
tenden Vorsitzenden Ulrich 
Stock (Deutsche Verwaltungs
Gewerkschaft – DVG), und  
die stellvertretenden Landes
vorsitzenden Iris Herfurth 
(Deutsche Steuergewerkschaft 
– DSTG), Torsten Grabow (Ge
werkschaft der Sozialversiche
rung – GdS), Torsten Salomon 
(Verband Bildung und Erzie
hung – VBE) und Thomas 
 Gaube (Philologenverband – 
PhVSA) komplettiert. 

< Die neue dbb Führung: Iris Herfurth, Torsten Grabow, Wolfgang Ladebeck, 
Thomas Gaube, Ulrich Stock und Torsten Salomon (von links).

< Reinhold Vieback
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Mit glieder sind in 33 Ortsgrup
pen beheimatet.

dbb regionalmagazin:  
Die GDL gibt es schon seit 150 
Jahren. Wird es sie auch noch 
in den nächsten 150 Jahren ge
ben, selbst wenn das Bundes
verfassungsgericht das Ta
rifeinheitsgesetz tatsächlich 
bestätigen sollte?

Reinhold Vieback:  
Natürlich, davon gehe ich fest 
aus. Eine Gewerkschaft, die in 
150 Jahren die wirtschaftlichen 
und politischen Höhen und Tie
fen Deutschlands überstanden 
hat, jetzt so schlagkräftig auf
gestellt ist, so eine Gewerk
schaft wird es auch in den 
nächsten 150 Jahren noch ge
ben. Einer unserer größten Er
folge ist der Flächentarifvertrag 
für das Zugpersonal, mit dem 
wir in allen bedeutenden Eisen
bahnverkehrsunternehmen 
bessere Entgelt und Arbeitsbe
dingungen erreicht  haben. Der 
ist gerade wegen einer erfolg
reichen Gewerkschaft geschrie
ben worden. Das Tarifeinheits
gesetz schränkt die Tarifauto 
nomie und das Streikrecht ein 
und führt zu amerikanischen 
Verhältnissen. Wir gehen im
mer noch davon aus, dass das 
Bundesverfassungsgericht das 
 Gesetz kippt. Allerdings ma
chen wir uns nicht allzu große 
Hoffnungen, dass das noch  
vor den Bundestagswahlen 
 geschehen wird.

dbb regionalmagazin: 
Die Tarifverhandlungen 
 zwischen GDL und DB waren 
schwierig. Worum ging es in 
der Tarifauseinandersetzung?

Reinhold Vieback:  
Neben moderaten Lohnsteige
rungen ging es in dieser Ausein
andersetzung um eine planbare 
Arbeitszeitgestaltung. Für das 
Fahrpersonal wurde es in den 
letzten Jahren immer problema
tischer, seine Zeit außerhalb der 
Arbeit zu planen. Die Gründe 
liegen in dem immer mehr ge
steigerten Optimierungswahn 
der Arbeitgeber. Viele Kollegen 
wissen zum  Arbeitsende nicht, 

wann der nächste Arbeitsbe
ginn ist und arbeiten praktisch 
auf Zuruf. Oft folgt auf sechs 
Arbeitstage nur eine 36Stun
denRuhephase. Das muss auf
hören und wir müssen wieder 
zu einer vernünftigen Arbeits
zeitplanung kommen. Daher ha
ben wir ganz einfach nach fünf 
Arbeitstagen zwei arbeitsfreie 
Tage gefordert, so wie es für 
den überwiegenden Teil der Ar
beitnehmerinnen und Arbeit
nehmer in Deutschland selbst
verständlich ist.

dbb regionalmagazin:  
Im Ergebnis der Schlichtung 
konnte die GDL umfangreiche 
tarifvertragliche Verbesserun
gen für Lokomotivführer, Zug
begleiter und Bordgastrono
men bei der DB erzielen. 
Welche sind das konkret?

Reinhold Vieback: 
Durch die erfolgreiche Schlich
tung haben wir, neben 2,5 Pro
zent Entgeltsteigerung, erst
mals in einem Tarifvertrag 
verbindliche Dienstplanrege
lungen tarifiert, die dem 
 Zugpersonal eine erhebliche 
Planungssicherheit in der 
 Freizeitplanung gewährt. 

dbb regionalmagazin:  
Dass die GDL aktionsfähig ist, 
hat sie in den Jahren 2014 und 
2015 bewiesen. Welche Bedeu
tung hat der Streik für Sie?

Reinhold Vieback:  
Streik ist immer das letzte 
 Mittel, um Tarifforderungen 
durchzusetzen. Vorher sollen, 
nein müssen alle Möglichkei
ten ausgeschöpft werden, um 
akzeptable Kompromisse zu 
schließen. Wir haben aber oft 
erleben müssen, dass die Ar
beitgeber keinerlei Interesse 
an einer friedlichen Lösung 
 haben. Und dann bleibt uns 
nichts anderes übrig, als un
sere Forderungen mit Streiks 
durchzusetzen.

dbb regionalmagazin: 
Gewalt im öffentlichen Dienst 
und in den privatisierten Un
ternehmen ist zurzeit ein viel 
beachtetes Thema. Welchen 
Gefahren sind Lokomotivfüh
rer, Zugbegleiter und Bord
gastronomen ausgesetzt?

Reinhold Vieback:  
Zu diesem Thema hat die GDL 
unter den Mitgliedern eine 
Umfrage durchgeführt. Das 
 Ergebnis ist erschreckend. So 
ist in der Nacht lediglich einer 
von zehn Zugbegleitern ohne 
Bedenken unterwegs. Am Tag 
arbeitet knapp die Hälfte ohne 
Bedenken. Fast jeder Zugbe
gleiter wurde schon einmal 
 beleidigt und mehr als jeder 
zweite war bereits körperli
chen Angriffen ausgesetzt. 
 Lokomotivführer werden in 
ebenfalls besorgniserregen

dem Maße angegriffen, ange
spuckt, bedroht und beleidigt. 
Hier muss vom Gesetzgeber 
unbedingt gegengesteuert 
werden.

dbb regionalmagazin:  
Leider gibt es gegen Gewalt 
und traumatische Erlebnisse 
keinen vollständigen Schutz. 
Was kann und muss aber den
noch getan werden, um den 
Betroffenen zu helfen?

Reinhold Vieback: 
Der überwiegende Teil der Lok
führer musste schon Unfälle 
mit Personen im Gleis oder Sui
zide erleben. Auch die Gewalt 
gegen unsere Kollegen nimmt 
immer mehr zu. In vielen Fällen 
greift eine Auffangkette, die 
die Mitarbeiterbetreuung nach 
posttraumatischen Belas
tungsstörungen gewährleistet. 
Bei der DBAG und in anderen 
Eisenbahnverkehrsunterneh
men gibt es Vertrauensperso
nen, an die man sich wenden 
kann. Ich würde mir wünschen, 
dass das noch weiter ausge
baut wird. Und wie gesagt, der 
Gesetzgeber ist am Zuge, um 
mit härteren Gesetzen gegen 
Gewalttäter vorzugehen, da
mit die Hemmschwelle, Ge
walttaten zu begehen, wieder 
steigt.

dbb regionalmagazin: 
Bei UBahnen ist das führer
lose Fahren schon gang und 
gäbe. Was halten Sie von der 
Vision vom führerlosen Zug?

Reinhold Vieback: 
Erstmal ist Fortschritt nicht 
aufzuhalten. Wir fahren heute 
schon auf Hochgeschwindig
keitsstrecken mehr oder weni
ger automatisch beziehungs
weise rechnergesteuert. Der 
Lokführer überwacht in die
sem Fall die Fahrt und greift 
gegebenenfalls ein. Allerdings 
sehe ich in der nahen Zukunft 
den führerlosen Zug noch nicht 
fahren, da es die Infrastruktur 
überhaupt noch nicht zulässt. 

dbb regionalmagazin: 
Würden Sie, Herr Vieback, heu
te jungen Frauen und Männern 
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SPDWerkstattgespräch: 

Strategien für moderne Personalvertretung
SPD und dbb sind sich einig: SachsenAnhalt 
braucht ein modernes Personalvertretungsgesetz. 
Das war das Fazit eines Werkstattgespräches am 
31. März 2017 zur Novellierung des Landesperso
nalvertretungsgesetzes, zu dem die SPDLand
tagsfraktion rund 50 Personalräte und Gewerk
schafter nach Magdeburg eingeladen hatte. Unter 
den Teilnehmern waren auch zahlreiche Personal
räte aus den dbb Gewerkschaften. 

Der dbb begrüßt die SPDIni
tiative unter Federführung der 
Fraktionsvorsitzenden Katja 
Pähle und des Parlamentari
schen Geschäftsführers Rüdiger 
Erben. „In der vergangenen Le
gislaturperiode war die Moder
nisierung des Personalvertre
tungsgesetzes vor allem am 
Veto der CDU gescheitert. Unse
re Forderungen nach mehr Mit
gliedern in den Personalräten 
und mehr Freistellungen hatte 
die CDU damals abgelehnt. Die 
CDU sollte endlich die Zeichen 
der Zeit erkennen und ihre Blo
ckadehaltung aufgeben. Wir 
 erwarten, dass die CDU gemein
sam mit ihren Koalitionspart
nern die konkreten Ziele im 
 Koalitionsvertrag  zur Moder
nisierung des Personalvertre
tungsgesetzes in dieser Legis
laturperiode auch umsetzt“, 
sagte der dbb Landesvorsitzen
de Wolfgang Ladebeck.

Die Positionen des dbb für ein 
modernes Personalvertretungs
gesetz stellte dbb Landesvize 
Maik Wagner im Werkstattge
spräch vor. „Der Personalrat in 
Dienststellen ab 1 001 Beschäf
tigten muss zukünftig aus 

mehr als 13 Mitgliedern be
stehen. Der Arbeitsaufwand in 
großen Dienststellen ist signifi
kant höher“, sagte Wagner. Die 
Gesetzesnovelle müsse mehr 
sein als nur die Umsetzung der 
Rechtsprechung. Die Mitbe
stimmung müsse gestärkt und 
die Arbeitsbedingungen für  
die Personalräte verbessert 
werden. 

Eine Hauptforderung des Be
amtenbundes ist die Wieder
einführung des Gruppenprin
zips bei der Vorstandsbildung. 
„Auch bei der Wahl des Vor
standes muss der Wählerwille 
zum Ausdruck kommen, in 
dem alle im Personalrat vertre
tenen Gruppen chancengleich 
berücksichtigt werden“, so der 
Chef des Philologenverbandes, 
Thomas Gaube. 

Der dbb fordert die Auswei
tung der Mitbestimmungstat
bestände. Anders als im Bund 
und in den meisten Bundeslän
dern kennt das Personalvertre
tungsgesetz SachsenAnhalt 
zum Beispiel keine Beteiligung 
bei der Einleitung eines förmli
chen Disziplinarverfahrens ge

gen einen Beamten. Mit dem 
Inkrafttreten des Landesbesol
dungsgesetzes zum 1. April 
2011 wurde mit der Umstel
lung der Dienstaltersstufen auf 
Erfahrungsstufen die Leis
tungsstufe eingeführt, aber 
auch die Möglichkeit des Ver
bleibens in einer Erfahrungs
stufe. „In Angelegenheiten der 
Beamten muss zum Beispiel 
die Bewilligung einer Leis
tungsstufe oder das Verbleiben 
in einer Erfahrungsstufe in Zu
kunft mitbestimmungspflich
tig sein, genauso wie das Hin
ausschieben oder das Versagen 
des Hinausschiebens des Ein
tritts in den Ruhestand wegen 
Erreichens der Altersgrenze“, 
so Ladebeck. Außerdem seien 
die Beteiligungsrechte des Per
sonalrates an bestehende ar
beits und datenschutzrechtli
che Regelungen anzupassen. 
Für den dbb ist zudem die der
zeitige Reisekostenregelung 
für Personalratsmitglieder 
nicht akzeptabel: Sie erhalten 
für Reisen mit dem Privatkraft
wagen nur die sogenannte 
„kleine Wegstreckenentschädi

gung“ (20 Cent). Für die „große 
Wegstreckenentschädigung“ 
(35 Cent) muss ein erhebliches 
dienstliches Interesse beste
hen. „Wir fordern, dass in Be
zug auf die Reisekostenvergü
tung die Voraussetzung des 
erheblichen dienstlichen Inter
esses als erfüllt gilt“, machte 
Ladebeck deutlich.

Die SPDFraktionsvorsitzende 
Katja Pähle erklärte: „Wir 
schätzen die Arbeit der Perso
nalräte, die nicht zuletzt zum 
Wohl der Beschäftigten mit
unter auf ein berufliches Fort
kommen verzichten. Daher  
ist ein fairer Ausgleich für 
Nachteile aus der Personal
ratsarbeit, für aufgewandte 
 Arbeitszeit und Kosten not
wendig. Dafür brauchen wir 
ein modernes Personalver
tretungsgesetz.“

Für Rüdiger Erben ist das Jahr 
2019 ein guter Zeitpunkt für 
die Vorlage eines neuen Ge
setzes. Schließlich werde  
die Mitbestimmung dann 
100 Jahre alt. 

< Teilnehmerinnen und Teilnehmer am SPDWerkstattgespräch
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raten, noch Lokomotivführer 
zu werden? 

Reinhold Vieback: 
Ich bin seit 1978 Lokomotiv
führer. Für mich war und ist es 
immer ein Traumberuf. Er hat 
schöne, aber auch belastende 

und harte Seiten, so wie jeder 
Beruf. Waren es früher die 
körperlichen Belastungen, 
überwiegen heute mehr die 
psychischen Belastungen. 
Durch die Arbeitgeber wird 
immer mehr optimiert und 
 rationalisiert. Jeder Arbeits

schritt ist minutiös vorgeplant 
und verlangt dem Lokführer 
höchste Konzentration bei 
Tag und bei Nacht ab. Trotz
dem würde ich mich wieder 
entscheiden, den Beruf als 
Lokführer zu ergreifen und 
auch jungen Frauen und Män

nern raten, Lokführer zu wer
den. Solange die GDL alles tut, 
um die Arbeitsbelastungen zu 
senken und die Interessen ih
rer Mitglieder durchzusetzen, 
solange wird der Beruf des 
Lokführers auch erstrebens
wert sein. 
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Justiz überlastet:

„Erschöpft und abgekämpft“
Die gegenwärtige Situation in der Justiz in Sach
senAnhalt ist durch eine hohe, in wichtigen Be
reichen tendenziell weiter zunehmende Arbeits
belastung geprägt. Die Folgen sind überlastete 
Gerichte, lange Gerichtsverfahren, hohe Kosten. 
Die dbb JustizGewerkschaften „schlagen Alarm“. 

„Durch den jahrelangen Perso
nalabbau und die damit ver
bundene Arbeitsverdichtung 
kommen die Mitarbeiter tag
täglich an ihre Belastungsgren
ze. Mit diesem Personalbe
stand kann in Zukunft keine 
gut funktionierende Justiz in 
SachsenAnhalt gewährleistet 
werden“, sagt Beatrix Schulze, 
Landesvorsitzende der Deut
schen JustizGewerkschaft 
SachsenAnhalt.

SachsenAnhalts Justiz steht 
vor einem großen personellen 
Problem. Insgesamt fehlen laut 
Justizministerium vor allem Be
amte im mittleren Dienst, aber 
auch Staats und Amtsanwälte. 
Seit Jahren gab es in diesen Be
reichen so gut wie keine Neu
einstellungen. Im mittleren 
Dienst sind Mitarbeiter tätig, 
die für den reibungslosen Ab
lauf von Verfahren besondere 
Verantwortung tragen. Ob als 
Protokollführer, als Sachbear
beiter in der Verwaltung oder 
in den Sekretariaten der Staats
anwälte. Schon jetzt müssen in 
der Praxis Abstriche gemacht 
werden, beispielsweise bei der 
Aktenvervielfältigung oder 
beim Aktentransport. Zentrales 
Problem sind derzeit fehlende 
Justizwachtmeister. Schon jetzt 
greifen Gerichte wie zum Bei
spiel das Landesgericht Stendal, 
die Amtsgerichte Magdeburg, 
Burg, Gardelegen und Stendal 
auf Privatfirmen zurück. 

Schulze kritisiert, dass die Pri
vatdienste keine gleichwertige 
Ausbildung hätten. Nach dem 
Gesetz dürfen die Firmen die 

Wachtmeister des Landes nur 
unterstützen, selbst jedoch 
 keine hoheitlichen Aufgaben 
übernehmen. Auch aufgrund 
der hohen Altersstruktur in der 
Justiz wird in den nächsten Jah
ren eine Vielzahl von Bediens
teten in den Ruhestand gehen. 
„Die Zahl der seit 2013 ausge
bildeten und noch auszubil
denden Anwärter im mittleren 
Justizdienst und dem Justiz
wachtmeisterdienst decken 
weder das bestehende Defizit, 
noch die künftigen Altersab
gänge ab“, so Schulze. Hinzu 
komme die von Justizministerin 
AnneMarie Keding beabsich

tigte Einführung des elektro
nischen Rechtsverkehrs sowie 
der elektronischen Akte. Ke
ding ist davon überzeugt, dass 
die Arbeit in der Justiz mit der 
Einführung der elektronischen 
Akte revolutioniert werde. Die 
Erfahrungen einiger Bundes
länder haben aber gezeigt, dass 
in der Übergangsphase der Ein
führung des elektronischen 
Rechtsverkehrs mit einem Per
sonalmehrbedarf von 20 bis 
30 Prozent zu rechnen sei.  
„Mit dem jetzigen Personal  
ist dies nicht zu schaffen“, be
tonte Schulze. Die DJG fordert 
von der Landesregierung eine 
drastische Erhöhung der Ein
stellungszahlen im mittleren 
Justizdienst und dem Justiz
wachtmeisterdienst. Das Perso
nalproblem ist aber nicht allein 
auf Wachtmeister beschränkt. 
Das gilt auch für vermeintlich 
attraktive Posten, etwa Rich
terstellen an Landgerichten. Bis 
2020, also in den nächsten drei 

Jahren, gehen 50 Prozent aller 
Richter in den Ruhestand. Mit 
Blick auf den Generations
wechsel kann man erahnen:  
In der Justiz drohen gleiche 
 Personalprobleme wie bei  
den Lehrern und der Polizei. 

„Auch der Justizvollzug ist seit 
der Wende eine einzige Bau
stelle und diese beschränkt 
sich nicht auf die baulichen Be
dingungen. Das Personal arbei
tet seit Jahren an der Grenze 
der Belastbarkeit. Täglich sind 
fast ein Viertel der Angestell
ten wegen Krankheit, Urlaub 
oder Dienstreisen nicht im 
Dienst. In der Vergangenheit 
wurde es versäumt, genügend 
Nachwuchs auszubilden und 
einzustellen“, so Alfred Altner, 
stellvertretender Landesvor
sitzender des Bundes der 
Strafvollzugsbediensteten 
Deutschland. Nun räche sich 
das Ausbildungsloch im mitt
leren Dienst. 
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Gespräch mit Ministerpräsident Bodo Ramelow:

Reform ohne Personalabbau
Am 7. April 2017 traf sich die Landesleitung des tbb beamtenbund und 
 tarifunion thüringen mit Ministerpräsident Bodo Ramelow zu einem 
 Gespräch in der Thüringer Staatskanzlei. 

tbb Chef Helmut Liebermann 
bewertete das Treffen als posi
tiv, bekräftigte allerdings die 
bereits gegenüber Finanzmi
nisterin Heike Taubert vorge
brachte Kritik des tbb an den 
Modalitäten der vorgesehenen 
Übertragung des Tarifergebnis
ses auf die Beamtenbesoldung: 
„Es ist nicht hinnehmbar, dass 
sich die Schere zwischen ver
schiedenen Bundesländern 
 immer weiter öffnet. Eine ent
sprechende Korrektur des Ge
setzentwurfs in der zweiten 
Kabinettsbefassung halten wir 
für dringend geboten.“

Dem tbb ging es in erster Linie 
um Rechtssicherheit für die 
 Beschäftigten und Beamten 
bei der Umsetzung der Ver
waltungs, Kommunal und 
Gebietsreform. Seit 2016 be
schäftigt sich der tbb mit die
sem Thema, weshalb es ihm im 
äußersten Maße wichtig ist, 
dass die Bediensteten bei der 

Reform von Anfang an Rechts
sicherheit darüber erlangen, 
was mit ihnen geschieht.  
„Gerade bei den Aufgaben  
im eigenen und übertragenen 
Wirkungskreis besteht in den 
Kommunen ein hohes Maß  
an Verunsicherung bezüglich 
zukünftiger Aufgabenerledi
gung“, betonte die stellver
tretende Landesvorsitzende 
Mareike Klostermann.

Ramelow sprach offen über 
diese Thematik und machte 
deutlich, dass es zur Verschie
bung von Aufgaben kommen 
wird. Wie die Aufgabenvertei
lung im Einzelnen erfolgen 
wird, sei noch nicht geklärt. 
Der Ministerpräsident sicherte 
zu, für alle Beteiligten eine 
 verträgliche Lösung zu finden. 
Einigkeit bestand auch darin, 
dass unterschiedliche Behand
lungen der verschiedenen 
 Statusgruppen (Beamte und 
Tarifbeschäftigte) sowie der 

verschiedenen Ebenen (Kom
munen, Landkreise, Land) nicht 
akzeptabel wären. „Nichts von 
den Maßnahmen ist auf Per
sonalabbau gerichtet“, so 
 Ramelow. 

Kritisiert wurde, dass durch das 
Personalentwicklungskonzept 
PEK 2025 verschiedene Lauf
bahnausbildungen abgeschafft 
werden sollen. „Es kann nicht 
im Interesse von Thüringen 
 liegen, dass notwendige Lauf
bahnausbildungen abgeschafft 
werden, die zur späteren Auf
gabenerfüllung notwendig 
sind“, argumentierte der stell
vertretende tbb Landesvorsit
zende Frank Schönborn und 
wies den Ministerpräsidenten 
explizit darauf hin, dass die 
 bisherige Entscheidung unbe
dingt zu überdenken sei, da 
keine Alternativen bekannt 
sind und sich alle Fachressorts 
gegen die Abschaffung ausge
sprochen haben. Der tbb wird 

sich im parlamentarischen 
 Verfahren entsprechend ein
bringen.

Der tbb begrüßte die gemein
same Erarbeitung zur Novellie
rung des Thüringer Personal
vertretungsgesetzes. Es ist 
einmalig, dass erstmals die 
 Gewerkschaften und die Per
sonalräte die Möglichkeit ge
habt haben, ihre Änderungen 
persönlich dem Thüringer Mi
nisterium für Inneres und Kom
munales (TMIK) vorzustellen. 
Frank Schönborn legte beson
deren Wert darauf, dass keine 
Zerstückelung durch die Res
sortabstimmung erfolgen darf.

Der Beschluss des Kabinetts 
zur Lehrerverbeamtung, die 
der tbb schon seit Langem von 
der Landesregierung gefordert 
hatte, wurde von der Landes
leitung als richtiger Schritt für 
die Zukunft des Thüringer Bil
dungswesens begrüßt. Der Mi
nisterpräsident hatte dem tbb 
die Lehrerverbeamtung zuge
sichert und diese nunmehr in 
die Tat umgesetzt.

Kritisiert wurde vonseiten des 
tbb die Aussage der Umwelt
ministerin Anja Siegesmund, in 
der sie die Thüringer Forstwirt
schaft als „Kahlschlagslobby “ 
bezeichnete und dem Thürin
ger Forst „Raubbau“ vorwarf. 
Der stellvertretende Landes
vorsitzende Andreas Schiene, 
zugleich Landesvorsitzender 
des Bundes Deutscher Forst
leute (BDF), argumentierte: 
„Noch nie hat ein Regierungs
mitglied solche Diffamierun
gen und Vorwürfe gegenüber 
den Beschäftigten von sich ge
geben. Wir halten derartige 
Entgleisungen für unverant
wortlich und werden öffentlich 
Konsequenzen fordern.“

 
Helmut Liebermann, 

 Landesvorsitzender des tbb

< Matthias Haltenhof, Frank Schönborn,Helmut Liebermann,Bodo Ramelow, Mareike Klostermann und Andreas 
Schiene.
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Thüringer Frauenvertretung:

Tagung in Sonnenberg
Die Themen des Frühjahrsseminars der Frauenvertretung des tbb thüringer 
beamtenbund und  tarifunion waren das Gleichstellungsgesetz des Landes 
Thüringen und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz. 

Der Einladung dazu folgten 17 
Vertreterinnen der Mitglieds
verbände, dieses Mal nach Son
neberg. Zum ersten Teil der 
Veranstaltung konnten wir die 
Gleichstellungsbeauftragte der 
Landesregierung, Katrin Christ
Eisenwinder, begrüßen. Zu
nächst gab sie uns einen Über
blick über die Notwendigkeit 
eines Gleichstellungsgesetzes. 
Auch in unserem Bundesland 
gibt es noch erhebliche Unter
schiede zwischen Frauen und 
Männern beim Entgelt, bei Be
urteilung und Beförderung, bei 
Teilzeit und Familienpflegezei
ten und in anderen Bereichen. 
Der jährlich Mitte März statt
findende Equal Pay Day weist 
auf die bestehenden Einkom
mensunterschiede zwischen 
Frau und Mann hin. Zwar sind 
in Thüringen rund 70 Prozent 
der Frauen erwerbstätig, be
denklich dabei ist, dass fast die 
Hälfte davon weniger als 1 500 
Euro brutto verdient. Das führt 
folglich zu einem hohen Anteil 
an von Altersarmut betroffe
nen Frauen, trotz eines lebens
langen Berufslebens. Dass der 
Verdienstunterschied zwischen 
Männern und Frauen in Thürin
gen kleiner ist als im Bundes
durchschnitt liegt am relativ 
geringen Einkommen der Thü
ringer Männer.

Selbst im öffentlichen Dienst 
bestehen erhebliche Unter
schiede zwischen Frauen und 
Männern. Frauen in Führungs
positionen bilden nach wie  
vor eine Ausnahme. Die Ge
schlechterungerechtigkeit bei 
Beurteilungen als Grundlage 
von Beförderungen und Höher
gruppierungen ist nicht mit 
dem ThürGleiG vereinbar und 
kann auf keinen Fall toleriert 

werden. Viele Frauen erhalten 
schlechtere Beurteilungen auf
grund von Teilzeit, Mutter und 
Pflegezeiten oder Tele und 
Hausarbeitsplätzen. Damit 
bleiben ihnen Beförderungs
chancen verschlossen.

ChristEisenwinder legte wei
terhin dar, dass unter anderem 
auf Grundlage des Grundge
setzes, des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes 
und des Quotengesetzes noch 
viel Arbeit vor uns liegt, bis die
se Ungleichbehandlung über
wunden ist. Sie erläuterte die 
Forderungen nach gleichen Be
dingungen für die Vereinbar
keit von Familie und Beruf, 
dem Ausgleich von Nachteilen 
infolge von geschlechtsspezi

fischer Arbeitsteilung und  
nach gleichberechtigter Teil
habe von Frauen und Männern 
in verschiedenen Gremien. Die 
Notwendigkeit eines Gleich
stellungsplanes wurde allen 
Teilnehmerinnen deutlich, der 
oftmals nur Formalität auf 
dem Papier ist und in der Pra
xis zu wenig Beachtung findet. 
Auch die Aufgaben und Rechte 
der/des Gleichstellungsbeauf
tragten legte die Dozentin 
deutlich dar. Oftmals wird die 
Wichtigkeit dieser Funktion 
von den Dienstherren nur un
genügend beachtet. Der/Die 
Gleichstellungsbeauftragte 
sollte seine/ihre Rechte einfor
dern und die Umsetzung des 
Gleichstellungsgesetzes über
wachen. 

Perspektivisch ist es notwen
dig, das Gleichstellungsgesetz 
nach der Gebietsreform anzu
passen.

Die abendlichen Stunden 
 nutzten die Frauen für eine 
Stadtführung zu historischen 
Spielzeugmacherstätten in  
der Altstadt von Sonneberg, 
die interessant und unter
haltsam vom „Sonneberger 
Nachtwächter“ durchgeführt 
wurde.

Der Seminarschwerpunkt des 
zweiten Tages lag auf dem 
 Allgemeinen Gleichbehand
lungsgesetz, zu dem wir die 
Vorsitzende des Landesfrauen
rates Thüringen, Ilona Helena 
Eisner, eingeladen hatten. Die 
Wichtigkeit und Breite dieses 
Gesetzes war vielen unserer 
Teilnehmerinnen nicht be
wusst, geht es doch weit über 
das Bundesgleichstellungs
gesetz hinaus und hat eine 
 diskriminierungsfreie Gesell
schaft zum Ziel. Es entstanden 
lebhafte Dis kussionen zum 
Beispiel zum Beschwerderecht, 
Schadenersatzleistungen und 
Entschädigungen. Dabei wurde 
deutlich, dass selbst in den 
Ämtern und Verwaltungen  
in Thüringen das AGG wenig 
Beachtung in der täglichen 
 Arbeit findet.

Die Teilnehmerinnen des Se
minars nahmen viele Anre
gungen für ihre Tätigkeiten  
in Gewerkschaften und Per
sonalräten mit nach Hause. 
Sicher werden sie künftig ge
nauer hinsehen, wenn es um 
die Einhaltung und Umset
zung des Allgemeinen Gleich
behandlungsgesetzes und des 
Thüringer Gleichstellungs
gesetzes geht. 

Christiane Scheler,  
Vorsitzende der  

tbb Frauenvertretung
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Eingruppierung von Regelschullehrern:

Kein Konsens
Am 29. November 2016 hatten GEW und tbb in  einem gemeinsamen 
 Schreiben das Thüringer Finanzministerium und das Thüringer Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport zu einem Gespräch über die zukünftige Ein
gruppierung der Regelschullehrer aufgefordert.

Die Antwortschreiben beider 
Ministerien waren nicht beson
ders vielversprechend, sodass 
GEW und tbb ihre Gesprächs
aufforderung am 7. März 2017 
erneuerten. Ziel des Gesprä
ches sollte weiterhin die Ein
gruppierung der Regelschul

lehrer ins Eingangsamt A 13 
beziehungsweise E 13 sein.

Für den 3. April 2017 waren 
GEW und tbb von den beiden 
Ministerien zu einem Gespräch 
in die Thüringer Staatskanzlei 
eingeladen. Ausführlich legten 

die Gesprächsteilnehmer die 
Situation im Bereich der Regel
schule dar, warben für attrakti
ve Beschäftigungsbedingungen 
und verabredeten, sich über ein 
Maßnahmenpaket zur Entlas
tung von Lehrern aller Schul
arten zu verständigen.

Zur Frage der Eingruppierung 
der Regelschullehrer in die 
A 13/E 13 legten Prof. Dr. Ben
jaminImmanuel Hoff als kom
missarischer Leiter des Ministe
riums für Bildung, Jugend und 
Sport und Heike Taubert als 
 Finanzministerin zwei Vor
schläge auf den Tisch.

Der erste Vorschlag sieht vor, 
allen Regelschullehrern eine 
nicht ruhegehaltfähige Zulage 
in Höhe von 40 Prozent des 
 Differenzbetrags bis A 13/E 13 
zu gewähren, der zweite Vor
schlag hingegen eine ruhege
haltfähige Zulage in voller 
Höhe bis zur A 13/E 13, aber 
nur für Regelschullehrer an 
 Gemeinschaftsschulen.

Diese Vorschläge werden GEW 
und die tbb Lehrerverbände 
nun in ihren Gremien beraten. 
Ob es zu einem weiteren Ge
spräch kommt, hängt unter 
 anderem davon ab, wie die In
teressenvertretungen die Vor
schläge bewerten. Für GEW 
und tbb geht es in erster Linie 
um die Wertschätzung der Ar
beit von Regelschullehrern und 
die Attraktivität der Regelschu
le auch für Lehramtsstudieren
de. Dafür werden wir uns in 
den Gremien und bei weiteren 
Gesprächen gemeinsam ein
setzen.

Helmut Liebermann,  
tbb Landesvorsitzender

Meinung zur GemeinschaftsschulZulage: 

Sind andere Schularten die Verlierer? 
Das Bildungsministerium kün
digt in einem Brief an die Be
schäftigten der staatlichen 
Schulen zur Erklärung der Aus
wirkungen des Personalent
wicklungskonzepts 2025 auf 

die Schulen an, dass es geprüft 
werde, „ob durch ruhegehalts
fähige Zulagen für Lehrerinnen 
und Lehrer an Gemeinschafts
schulen Rahmenbedingungen 
für die Fortentwicklung dieser 

besonders zukunftsfähigen 
Schulart geschaffen werden 
kann“.

Es wurde in der Vergangenheit 
immer wieder betont, dass die 

Thüringer Schularten gleich
berechtigt in ihrer Existenz 
seien und dass keine Schulart 
bevorzugt oder benachteiligt 
werden soll. Das gehört nun 
wohl endgültig der Vergan
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< Ehrendes Gedenken für Steffen Richter

Am 14. April 2017 erreichte uns die traurige 
Nachricht, dass unser allseits geschätzter 
Kollege, guter Kamerad und Freund, Haupt-
brandmeister Steffen Richter, im Alter von 
nur 50 Jahren an den Folgen eines tragischen 
Verkehrsunfalls verstorben ist.

Steffen war ein überaus engagierter Einsatz
beamter der Berufsfeuerwehr Gera, der sich 
seit drei Jahrzehnten auf vielfältige Weise in 
die Entwicklung unserer, SEINER, Feuerwehr 
einbrachte.

Als Rettungsdienstler bildete er sich zum Rettungsassistenten und 
vor Kurzem zu einem der ersten Notfallsanitäter fort. Vielen Men
schen hat er das Leben gerettet und qualifizierte Hilfe zuteilwer
den lassen.

Für die Kollegen des Fachdienstes, aber auch der Stadtverwal
tung, war er als gewähltes Personalratsmitglied und Stellvertre
ter der komba gewerkschaft Gera ein sachlicher und kompeten
ter Interessenvertreter der Beschäftigten gegenüber der 
Dienststelle.

Steffen wird uns aber auch in Erinnerung bleiben als ein Kollege, 
der mit Charme und Wortwitz es schaffen konnte, gemeinsam 
 erlebte, belastende Einsätze im Team besser zu verarbeiten.

Augenblicke, Gedanken, Erlebnisse … – sie werden uns immer an 
unseren Kollegen und Freund Steffen erinnern; uns glücklich und 
traurig machen und ihn nie vergessen lassen.

Steffen hinterlässt eine Frau und einen Sohn.

Wir bedauern diesen Verlust zutiefst und sprechen den Angehöri
gen unser aufrichtiges Mitgefühl aus.

Möchtet ihr, möchten Sie, die Angehörigen in dieser schwierigen 
Zeit unterstützen … es wurde ein Spendenkonto für die Hinterblie
benen eingerichtet:

Berufsfeuerwehrverein Gera e.V. 
Sparkasse GeraGreiz 
IBAN: DE 22 8305 0000 0000 1507 20 
BIC: HELADEF1GER 
Stichwort: Steffen Richter

Komba Kreisverband Weimar

genheit an! Nachdem in der 
letzten Legislatur die Gemein
schaftsschulen bereits in der 
Versorgung mit Wochenstun
den für den Unterricht deut
lich bessergestellt worden 
sind, soll nun auch eine mone
täre Bevorzugung der an Ge
meinschaftsschulen tätigen 
Lehrkräfte gegenüber denen 
der anderen Schularten erfol
gen. Das können wir nicht mit
tragen! 

Was soll mit diesem Vorstoß 
erreicht werden? Fragen über 

Fragen! Geht die Bildung von 
Gemeinschaftsschulen dem 
Ministerium nicht schnell 
 genug?

Will man den Lehrkräften über 
die Zulage die Bildung von Ge
meinschaftsschulen „schmack
haft“ machen“? Und vor allem: 
Wie ist die geplante Zulage ge
rechtfertigt? Leisten Lehrkräfte 
an anderen Schularten nicht 
Vergleichbares?

Heike Schimke,  
Vorsitzende DPhV Thüringen
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